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Ein Leben frei von Gewalt ist die Basis für alle anderen Menschenrechte:

Gewalt gegen Frauen weiter wirksam bekämpfen und Istanbul-Konvention

umsetzen. djb zum Internationalen Tag gegen Gewalt gegen Frauen

„Gewalt gegen Frauen ist weiterhin ein massives gesellschaftliches Problem“, stellt die

Präsidentin des Deutschen Juristinnenbundes e.V. (djb), Prof. Dr. Maria Wersig, anlässlich

des Internationalen Tags gegen Gewalt gegen Frauen am 25. November fest. „Der Staat darf

nicht nachlassen, diese in allen Formen zu bekämpfen und ihr vorzubeugen. Ein wesentlicher

Schritt hierzu ist die Umsetzung aller Verpflichtungen aus der inzwischen ratifizierten

Istanbul-Konvention.“

In Deutschland ist weiterhin jeden Tag eine Frau von einem versuchten Tötungsdelikt durch

den eigenen Ehemann, Partner oder Ex-Partner betroffen. Jede Woche sterben dabei drei

Frauen. 35 Prozent der Frauen in Deutschland haben seit dem 15. Lebensjahr körperliche

und/oder sexualisierte Gewalt erfahren, weit überwiegend ebenfalls durch den eigenen

Partner. Nur 5 bis 10 Prozent aller strafrechtlich relevanten sexuellen Übergriffe werden

angezeigt. Rund 18.000 Frauen mit fast ebenso vielen Kindern werden jährlich in

Frauenhäusern aufgenommen. Zugleich müssen die Frauenhäuser jährlich aus Platzmangel

rund 18.000 Abweisungen aussprechen. Unterstützungseinrichtungen sind nicht barrierefrei

erreichbar, unterfinanziert und personell unterbesetzt. Dieser Befund widerspricht

geltendem Recht, insbesondere Deutschlands Verpflichtungen aus der Istanbul-Konvention.

Die sogenannte Istanbul-Konvention – das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung

und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt – wurde 2011 erarbeitet.

Sie enthält diverse Verpflichtungen zur strafrechtlichen Verfolgung verschiedener Formen

geschlechtsspezifischer Gewalt, aber auch zur Prävention sowie zur umfassenden

Unterstützung und zum Schutz von Betroffenen. Deutschland ratifizierte die Konvention erst

2017, nachdem zuvor das Sexualstrafrecht entsprechend angepasst worden war.

Innerstaatlich werden die Regelungen daher ab Februar 2018 wirksam.

Der djb fordert, dass Deutschland Gewalt gegen Frauen wirksam bekämpft und unverzüglich

seine Verpflichtungen aus der Konvention umsetzt. Dazu gehört unter anderem ein

flächendeckendes, zugängliches und finanziell ausreichend ausgestattetes

Unterstützungssystem für Betroffene von Gewalt inklusive Sprachmittlung,

Kinderbetreuung, Beratung und sicherer Unterkunft. Ferner sind verpflichtende

Fortbildungen zu geschlechtsspezifischer und sexualisierter Gewalt für Polizei,
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Staatsanwaltschaft und Justiz vorzusehen. Jede Betroffene von häuslicher und/oder

sexualisierter Gewalt soll einen Anspruch auf kostenlose psychosoziale Prozessbegleitung

erhalten. Die Misshandlung oder gar Tötung der Partnerin ist mit der Härte des Rechtsstaats

zu verfolgen, und es sind effektive Präventionskonzepte gegen diese Gewaltformen zu

entwickeln.

„Der Staat muss häusliche und sexualisierte Gewalt sowie Tötungsdelikte durch (Ex-)Partner

endlich als ernsthafte Sicherheitsprobleme begreifen“, so Wersig. „Ein Leben frei von Gewalt

ist die Basis für alle anderen Menschenrechte.“


